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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über das Kreditwesen 

— Drucksachen 884, 1114, 2563, zu 2563, 
Nachtrag zu 2563, 2632 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Hoogen 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 152, Sitzung am 
16. März 1961 beschlossene Gesetz über das Kreditwesen — 
Drucksachen 884, 1114, 2563, zu 2563, Nachtrag zu 2563 — wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse 
geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Vermittlungsausschuß 
Dr. Zinn Hoogen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Diuek: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
i'citfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Änderungen des Gesetzes über das Kreditwesen 


1. § 1 Abs. 1 

a) § 1 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

«Als Kreditinstitut unterliegt den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes, wer gewerbs- 
mäßig Bankgeschäfte betreibt." 

b) In § 1 Abs. 1 Satz 3 werden nach den 
Worten «durch Rechtsverordnung" die 
Worte „ , die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf," eingefügt. 


2. §5 

§ 5 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 5 

Organisation 

(1) Bank auf Sichtsbehörde ist die von der 
Landesregierung bestimmte oberste Landes- 
behörde. 

(2) örtlich zuständig ist die Bankaufsichts- 
behörde, in deren Bereich das zu beaufsichti- 
gende Kreditinstitut seinen Sitz oder seine 
Hauptniederlassung hat." 


3. Aus der Neufassung des § 5 ergeben sich fol- | 

gende redaktionelle Änderungen: 

a) Die Überschrift vor § 5 wird wie folgt ge- 
faßt: 

„2. Bankaufsichtsbehörden" 

b) In § 1 Abs. 2 Satz 2, § 2 Abs. 4, Über- 

schrift des § 4, §§ 4, 6 Abs. 1 und 2, § 8 
Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 Satz 1, § 10 

Abs. 4 Satz 2, § 12 Satz 2, § 13 Abs. 1 

Satz 3 und 4, Abs. 2 Satz 5, Abs. 6, § 15 
Abs. 4 Satz 4, §§ 16, 23 Abs. 2, § 24 Abs. 1 i 
und 2, § 25 Abs. 2, § 26 Satz 1, § 28 Abs. 1 j 
Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 1 und 4, § 29 
Abs. 2, § 30 Abs. 2 Satz 1 und 2, § 31 Abs. 2, j 
§ 32 Abs. 1 und 2 Satz 1, § 34 Abs. 2 Satz 2 
und 4, § 35 Abs. 2, § 36 Abs. 1 und 2, §§ 37, j 

38 Abs. 1 Satz 1, 4 und 5, Abs. 2, § 39 

Abs. 3, Überschrift des § 42, § 42 Satz 1, 

§ 43 Abs. 3, § 44 Abs. 1 und 2, § 45 Abs. 1 
Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 1, § 46 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2, § 52 Abs. 1, § 56 Abs. 1 j 
Nr. 7, § 60 Abs. 1 Satz 1, § 63 Abs. 2 1 
sind jeweils die Worte „ Bund es-auf sich t-s- i 
amt(es) (für das Kreditwesen)" zu ersetzen 
durch das Wort „Bankaufsichtsbehörde" und 
die hierdurch notwendig werdenden gram- 
matikalischen Änderungen vorzunehmen. 


4. § 6 a (neu) 

Nach § 6 wird folgender neuer § 6a eingefügt: 

„§ 6 a 

Verwaltungsvorschriften und Weisungsbefugnis 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften zur Durchführung der sich aus 
diesem Gesetz ergebenden Aufgaben erlassen. 

(2) Die Bundesregierung kann Einzelweisun- 
gen über die Ausführung dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsver- 
ordnungen in den Fällen erteilen, die dem Um- 
fang nach von erheblicher Bedeutung sind oder 
in denen die Entscheidung von grundsätzlicher 
Natur ist." 

5 . § 6 b (neu) 

Nach § 6 a wird folgender neuer § 6 b ein- 
gefügt: 

.§ 6b 

Unterrichtungspflicht 

Die Bankaufsichtsbehörden sollen einander 
und dem Bundesminister für Wirtschaft die 
Grundsätze, nach denen sie dieses Gesetz aus- 
führen, iso wie Beobachtungen und Feststellun- 
gen mitteilen, die für die Aufsicht von Bedeu- 
tung sein können." 

6 . § 6 c (neu) 

Nach § 6b wird folgender neuer § 6c ein- 
gefügt: • 

„§ 6 c 

Beirat für das Kreditwesen 

(1) Bei dem Bundesminister für Wirtschaft 
wird ein Beirat für das Kreditwesen (Beirat) 
gebildet. Dieser hat den Bundesminister für 
Wirtschaft und die Bankaufsichtsbehörden in 
Grundsatzfragen des Kreditwesens zu beraten 
und insbesondere Vorschläge für die auf Grund 
dieses Gesetzes zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten sowie für die gemäß § 23 Abs. 2 zu treffen- 
den allgemeinen Maßnahmen auszuarbeiten. 

(2) Der Beirat setzt sich zusammen aus 

1. je einem Vertreter des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft, des Bundesmini- 
sters der Finanzen und des Bundes- 
ministers der Justiz sowie der Deut- 
schen Bundesbank; 

2. je einem Vertreter der Bankaufsichts- 
behörden. 
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(3) Den Vorsitz im Beirat führt 4er Ver- 
treter 4es Bundesministers für Wirtschaft. 

(4) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf." 

7. §7 

§ 7 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 7 

Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank 

Die Bankaufsichtsbehörden und die Deutsche 
Bundesbank arbeiten nach Maßgabe dieses 
Gesetzes zusammen. Die Deutsche Bundesbank 
und die Bankaufsichtsbehörden haben einander 
Beobachtungen und Feststellungen mitzuteilen, 
die für die Erfüllung der beiderseitigen Auf- i 
gaben von Bedeutung sein können. Die | 
Deutsche Bundesbank hat insoweit den Bank- ! 
aufsichtsbehörden auch die Angaben zur Ver- | 
fügung zu stellen, die sie auf Grund statisti- I 
scher Erhebungen nach § 18 des Gesetzes über ! 
die Deutsche Bundesbank erlangt; § 18 Satz 5 j 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank j 
gilt entsprechend. Die Deutsche Bundesbank hat I 
vor Anordnung einer statistischen Erhebung, ■ 
die für die Erfüllung der Aufgaben der Bank- 1 
aufsichtsbehörden von Bedeutung sein kann, 
den Beirat zu hören." 

8 . § 10 | 

a) § 10 Abs. 1 

§ 10 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Kreditinstitute müssen im In- 
teresse der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
gegenüber ihren Gläubigern, insbesondere 
zur Sicherheit der ihnen anvertrauten Ver- 
mögenswerte, ein angemessenes haftendes 
Eigenkapital haben. Der Bundesminister für 
Wirtschaft stellt im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, bei 
deren Beachtung im Regelfall die Anforde- 
rungen des Satzes 1 als erfüllt angesehen 
werden können. Der Beirat und die Spitzen- 
verbände der Kreditinstitute sind vorher i 
anzuhören. Die Grundsätze sind im Bundes- j 
anzeiger zu veröffentlichen." \ 

i 

b) § 10 Abs. 2 Nr. 3 | 

aa) In § 10 Abs. 2 Nr. 3 werden nach den j 
Worten „durch Rechtsverordnung" die 
Worte „ , die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf," eingefügt. 

bb) In § 10 Abs. 2 Nr. 3 wird der letzte 
Halbsatz gestrichen. 

9. § 11 

In § 1 1 werden die Sätze 2 und 3 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft stellt im 
Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank 


Grundsätze auf, bei deren Beachtung im Regel- 
fall angenommen werden kann, daß die Liqui- 
dität eines Kreditinstituts ausreicht. Der Beirat 
und die Spitzenverbände der Kreditinstitute 
sind vorher anzuhören. Die Grundsätze sind im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen." 

10. § 23 

a) § 23 Abs. 1 Satz 1 

In § 23 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wor- 
ten „Durch Rechtsverordnung" die Worte 
„ , die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf," eingefügt. 

b) § 23 Abs. 1 letzter Satz 

§ 23 Abs. 1 letzter Satz wird durch folgenden 
neuen Satz ersetzt: 

„Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen 
sind der Beirat, die Spitzenverbände der 
Kreditinstitute und, soweit sich die Rechts- 
verordnung auf die Habenzinsen bezieht, 
auch die Deutsche Bundespost zu hören." 

c) § 23 Abs. 3 

§ 23 Abs. 3 wird gestrichen. 

11. § 28 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz 

§ 28 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz wird wie 
folgt gefaßt: 

„ ; Rechtsbehelfe hiergegen haben keine auf- 
s ch i e b e nde Wi r kun g . " 

12. § 31 Abs. 1 

a) In § 31 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Rechtsverordnung" die Worte „ , die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf," 
eingefügt. 

b) § 31 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

13. §47 

a) § 47 Abs. 3 

In § 47 Abs. 3 werden nach dem Wort „Ver- 
fahrensrechts" die Worte „sowie des Steuer- 
rechts" eingefügt. 

b) § 47 Abs. 4 (neu) 

Dem § 47 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
und Absatz 3 bedürfen nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates." 

14. § 48 Abs. 1 Satz 1 

In § 48 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„durch Rechtsverordnung" die Worte „ , die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf," 
eingefügt. 
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15. § 49 

§ 49 wird eingangs wie folgt gefaßt: 

„Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen der Bank- 
aufsichtsbehörde haben . . . 

j 

16. § 50 Abs. 1 

§ 50 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Bankaufsichtsbehörde kann die Be- 
folgung der Verfügungen, die sie innerhalb ihrer 
gesetzlichen Befugnisse trifft, mit den zuläs- | 
sigen Zwangsmitteln durchsetzten. Soweit und 
solange in einem Land Vorschriften über die j 
Vollstreckung von Verwaltungsmaßnahmen 
fehlen, findet das Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetz vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I | 
S. 157) entsprechende Anwendung. Die Bank- 
aufsichtsbehörde kann Zwangsmittel auch gegen 1 
Kreditinstitute anwenden, die juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts sind. 

17. §51 

' § 51 wird wie folgt gefaßt: 

,§ 51 

Kosten und Gebühren 

(1) Die Kosten der Bankaufsichtsbehörde j 
sind, soweit sie nicht durch Gebühren nach j 
Absatz 2 oder durch besondere Erstattung nach j 
Absatz 3 gedeckt sind, von den Kreditinstituten j 
zu neunzig vom Hundert zu erstatten. Sie j 
werden anteilig auf die einzelnen Kreditinsti- j 
tute nach Maßgabe ihres Geschäftsumfanges 
umgelegt und von der Bankaufsichtsbehörde 


nach den für diese geltenden Vollstreckungs- 
vorschriften beigetrieben. Das Nähere über die 
Erhebung der Umlage und über die Beitreibung 
bestimmt der Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf. 

(2) Die Bankaufsichtsbehörde kann für Ent- 
scheidungen auf Grund der §§ 32, 34 Abs. 2 
und §§ 35 bis 37 Gebühren in Höhe von ein- 
hundert bis zehntausend Deutsche Mark fest- 
setzen. Die Höhe der Gebühr soll sich im Ein- 
zelfalle nach dem für die Entscheidung erforder- 
lichen Arbeitsaufwand und nach dem Geschäfts- 
umfang des betroffenen Unternehmens richten. 

(3) Die Kosten, die durch die Depotprüfung 
(§ 30), durch eine Bekanntmachung nach § 38 
Abs. 2, eine auf Grund von § 44 Abs. 1 Nr. 1 
vorgenommene Prüfung oder durch die Bestel- 
lung einer Aufsichtsperson entstehen, sind von 
dem betroffenen Unternehmen gesondert zu 
erstatten und auf Verlangen der Bankaufsichts- 
behörde vorzuschießen." 

18. §52 Abs. 2 

In § 52 Abs. 2 werden die Worte „gehen auf 
das Bundesaufsichtsamt über" durch die Worte 
„werden von der Bankaufsichtsbehörde ausge- 
übt" ersetzt. 

19. § 62 Abs. 2 und 3 

§ 62 Abs. 2 und 3 werden gestrichen; die bis- 
herigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 2 
und 3. 
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